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Die Stadt MÜHLDORF/INN erläßt aufgrund 

- des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit 
§§1,2, 3, 8und9BauGB 

- des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) für den Freistaat Bayern, 

- der Art. 91 der Bayer. Bauordnung (BayBO), Abs. 3 

- der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) 

- der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die 
Darstellung des Planinhaltes (Planzeichen-Verordnung) und 

diesen Bebauungsplan als Satzung 

Der Bebauungsplan MÜHLDORF - EICHFELD II umfaßt 
die Grundstücke mit Flurstücknr. 846/1, 847 und 857 Teilfläche 
der Gemarkung Mühldorf. 

• A. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 

Randziffer z.B. Ä1 = Änderung nach 1. Anhörverfahren 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Der Geltungsbereich wird als allgemeines Wohngebiet 
gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Ausnahmen gemäß § 4 
Abs. 3 sind nicht zulässig 

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

2.1 Wandhöhe, Grundflächenzahl, Geschoßflächenzahl 

2.1.1 Wandhöhen 

Als Wandhöhe gilt 

siehe 

5.5 
ZAUN 

50 m 

GRUNDSTÜCK 

das Maß von der Oberkante der fertigen, das Baugrundstück 
erschließenden Straße, gemessen am Straßen- bzw. Geh¬ 
steigrand, bis zum Schnittpunkt der Außenkante-Umfassungs¬ 
mauer mit der Oberkante-Dachhaut an der Traufseite 
des Gebäudes. 

Die Oberkante des Erdgeschoß - Fertigfußboden (Zimmer) 
darf nicht mehr als 0,30 m über der Oberkante der fertigen, 
das Baugrundstück erschließenden Straße, gemessen am 
Straßen- bzw. Gehsteigrand liegen. 

geh- SCHEMASCHNITT 
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Die maximale Wandhöhe wird wie folgt festgelegt: 

6,20 m gemessen von der OK Fertigfußboden EG 
Kniestock max. 0,40 bis OK-Fußpfette 

2.1.2 

A 1 

Für die Geschoßflächenzahl (GFZ) und Grundflächenzahl 
(GRZ) gelten die angegebenen Werte als Höchstgrenze, 
soweit sich nicht aufgrund der überbaubaren Fläche eine 
geringere Nutzung ergibt. 

GRZ für Einzelhäuser 0,30 
für Doppelhaushälften, 0,30 
für Reiheneckhäuser, 0,30 
für Reihenmittelhäuser 0,40 

GFZ für Einzelhäuser 0,60 
für Doppelhaushälften, 0,60 
für Reiheneckhäuser, 0,60 
für Reihenmittelhäuser 0,80 

Zahl der Vollgeschoße 

Ql) 2 Geschoße zwingend 

Dachgeschoße sind nach Art. 48 BayBO auszuführen 
und nicht als Vollgeschosse nach Art. 2, Abs. 4 BayBO. 
Die Anrechnung der Dachgeschoße auf die Geschoßfläche 
erfolgt nach § 20, Abs. 3 BauNVO. 

Für jedes Wohngebäude (Einzelhaus - Doppelhaushälfte - 
Reihenhaus) sind nicht mehr als 2 Wohnungen zulässig 
(nach § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

2.2 Mindestgrößen der Baugrundstücke 

200 m2 für Reihenmittelhäuser 
300 m2 für Reiheneckhäuser und 

Doppelhaushälften 
500 m2 für Einzelhäuser 

Für die Baugrenzen festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen ist gemäß § 23 BauNVO eine 
geringfügige Überschreitung dieser Baugrenzen, 
für Baikone und Vordächer zulässig. 



BAULICHE GESTALTUNG 

Baukörper 

Seitenverhältnis 

Bei Einzelhausbebauung darf das Seitenverhältnis 
(Breite : Länge) 1 : 1,25 nicht unterschreiten. 

Der Grundriss eines Doppelhauses muß mindestens 
die Form eines länglichen Rechteckes aufweisen. 

Doppelhaushälften müssen in Grenzbebauung 
errichtet werden und sind profilgleich auszubilden, 
in Trauf- u. Firsthöhe, sowie gestaltungsangleichend. 
Das ersteingereichte Bauvorhaben hat Vorrang. 

Baukörperabstimmuna zueinander 

Haupt- und Nebengebäude sind gestalterisch in einer Einheit 
auszubilden. Dies gilt besonders der Dachform, Dachneigung, 
Baumaterial, sowie Farbgestaltung der Gebäude. 

Die einzelnen Baukörper sind so zu gestalten, daß ein ruhiger 
und geschlossener Eindruck entsteht. 
Unorganisch wirkende Vor- und Rücksprünge, eingeschnittene 
Baikone, Loggien etc. sind unzulässig. 

Wintergärten 

Wintergärten mit einer Bautiefe bis zu 2,50 m als untergeordnete 
Anbauten können auch außerhalb der Baugrenze errichtet werden, 
bis auf eine Länge von 1/3 der Gebäude-Länge, soweit sie mit Gjas 
überdeckt sind und nicht durch andere Vorschriften eingeschränkt 
sind, zulässig ist die Überschreitung der Baugrenze bei Anbauten 
bis zu einer Tiefe von 1,5 m. Der Grenzabstand muß jedoch 
mindestens 3 m betragen. 

Dachgestaltung. Dachform 

Dachform 

Als Dachform sind für Haupt- und Nebengebäude im gesamten 
Geltungsbereich nur Satteldächer in beidseitg gleicher 
Dachneigung zulässig. 
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3.2.2 

3.2.3 

3.2.4 

Dachneigunq 

Die Dachneigung wird von 30° - 35° festgesetzt, 
außer Parzelle 26 u. 27 26° - max. 30° Dachneigung. 
Bei Doppelhäusern ist die Dachneigung einheitlich und 
profilgleich auszuführen. Das erstgebaute Gebäude hat Vorrang ! 

Dachüberstand 

Bei allen Gebäuden ist an den Traufseiten max. 80 cm 
und an den Giebelseiten (Ortgang) ein Dachüberstand von 
max. 80 cm zulässig. Größere Überstände sind nur in 
Verbindung mit Baikonen und Freisitzen bis 1,5 m zugelassen. 
Bei Doppelhäuseren sind zu der angebauten Grundstücks¬ 
grenze hin keine Dachüberstände zulässig. 

Stellung der Nebengebäude 

Die Satteldächer der Nebengebäude bzw. Garagen, 
die an das Hauptgebäude angebaut werden, müssen die 
gleiche Dachneigung wie das Hauptgebäude aufweisen, 
wenn sie die gleiche Firstrichtung haben. Andernfalls darf 
die Dachneigung auch geringer sein, mindestens jedoch 25°. 

3.2.5 Material zur Dachdeckunq 

Bei dem Baugebiet sind Dachdeckungen mit dem 
Erscheinungsbild von naturroten Dachziegeln 
zu verwenden. 
Doppelhäuser sind einheitlich in Farbe und Form 
zu decken. 
Das erstgebaute Gebäude hat Vorrang! 

0 Dies gilt ebenfalls für Garagen und Nebengebäude. 

^ Kamine dürfen nicht an Außenwänden liegen; 
“ sie müßen so angeordnet sein, daß sie in Firstnähe 

austreten. 

3.2.6 Dachgauben. Dachflächenfenster. Zwerchqiebel-Zwerchhäuser 

Dachgauben sind erst ab einer Dachneigung von 35° zulässig. 

Die Ansichtsfläche der Gauben darf 2,0 m2 nicht überschreiten 
(max. 2 Gauben pro Dachfläche), Mindestabstand untereinander 
maximal eine Gaubenbreite. 
Dacheinschnitte mit stehenden Fenstern und Fenstertüren 
sind unzulässig. 

Dachflächenfenster sind nur in untergeordneten Maß, mit max. 
1,00 m2 Einzelgröße zugelassen; 
Dachflächenfenster neben Dachgauben sind unzulässig! 
(max. 2 Dachflächenfenster pro Dachfläche) 
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Zwerchgiebel-Zwerchhäuser sind zulässig, wenn die 
Giebelbreite 1/3 der Gebäudelänge maximal 4, m nicht 
überschreitet. Zwerchgiebel und Zwerchhäuser sind 
traufgleich mit dem Hauptgebäude anzusetzen. 

3.3 

3.3.1 

3.3.2 

3.3.3 

3.3.4 

3.3.5 

Fassadenaestaltung 

Fassaden und Fassadenverkleidungen sind grundsätzlich 
in verputztem Mauerwerk, weiß, pastellfarben oder in 
Holz - helle bis mittlere Töne- auszuführen. 

Großflächige Bauteile oder Verkleidungen aus Plastik, 
Metall oder Beton sind unzulässig. 

Der Außenputz ist nach Möglichkeit, ohne Sockelabsatz 
bis zum Gelände zu führen! 

Die Fenster- und Türöffnungen müssen zu einer ausge¬ 
wogenen Gliederung der Fassaden beitragen. Fenster 
sind als stehende Rechtecke auszubilden oder durch 
senkrechte Sprossen harmonisch zu untergliedern. 
Waagrechte Fensterformate sind nur bei starken, 
senkrechten Fensterteilungen zulässig. Unterschiedliche 
Fensterformate müssen zumindest gleichgeneigte 
Diagonalen aufweisen. Viele unterschiedliche Fenster¬ 
formate sind zu vermeiden. 

Fenster- und Türöffnungen dürfen nur in der Weise ver¬ 
bunden werden, daß sie zusammen ein einheitliches 
Rechteck bilden. 

Sichtschutz bei gereihten Wohngebäuden auf der Gartenseite 
zum Nachbarn hin sind in einer Höhe von 2,00 m und einer 
Tiefe von 3,50 m zulässig. 
Die Blenden sind in Holzkonstruktion zu erstellen. 

3.3.6 Baikone sind in Holz- oder Stahl-/ Glaskonstruktion auszuführen. 

3.4 Höhenlage der Gebäude. Gebäudehöhen 

Die Höhenlage der nätürlichen Gelände-Oberfläche darf außerhalb 
der überbauten Fläche nur soweit verändert werden, daß das 
Gebäude in das Gelände eingebunden werden kann 
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4. GARAGEN. STELLPLÄTZE. NEBENGEBÄUDE 

4.1 Pro Wohneinheit sind mindestens 2 Autoabstellplätze als 
Garage oder anrechenbare Stellfläche (ST) auf den ausgewiesenen 
Flächen nachzuweisen. Garagenvorplatz ist anrechenbar. 

4.2 Gargenzufahrten und Abstellplätze müssen frei von der Straße aus 
zufahrbar sein. Stellplätze und Garagentore dürfen nicht mehr als 
15 cm unter Straßenniveau liegen, Höhenlage Garage sh. unter 
Wohngebäude. 

4.3 Garagen dürfen nur auf den in der Planzeichnung hierfür 
festgesetzten Flächen errichtet werden. 

4.4 In Wohnhäuser integrierte Garagen sind von der Geschoß¬ 
flächenberechnung ausgenommen. 

4.5 

4.5.1 

4.5.2 

4.6 

Zusammenbauen von Baukörpern 

Fundamentierung an der Grenze 

Soweit zum Zeitpunkt der Ausführung eine geplante Unter¬ 
kellerung der Garagen an der Grenze bekannt / erkennbar 
ist, ist das Gebäude an der Trennfuge bis zum tieferliegenden 
Fundament zu gründen, auf Mehrkosten dessen, der anschließend 
die einseitige Unterkellerung vornimmt. 

Dachform und Dacheindeckung müssen einheitlich ausgebildet sein 
und sich dem Hauptgebäude angleichen. 
Gleiche Dachneigungen sind bei gleicher Firstrichtung auszuführen. 
Andernfalls darf die Dachneigung bei Nebengebäuden und Garagen 
auch geringer sein, mindestens jedoch 25°. 

Der Stauraum zwischen Garage und öffentlicher Verkehrs¬ 
fläche muß mindestens 5,0 m betragen. 

Garagen, die an einer seitlichen Grundstücksgrenze 
aneinandergebaut werden, sind in Dachform und 
Dachmaterial einheitlich zu gestalten. 
Angleichung an erstgebaute Garage. 

4.7 Die Zufahrten zu den Garagen und Stellplätzen sind 
wasserdurchlässig zu gestalten (z.B. humus- und 
rasenverfugtes Pflaster, Rasengittersteine, 
Schotterrasen, Mineralbetondecke u.ä.) 
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5. 

5.1 

5.2 

5.3 

5.4 

5.5 

5.6 

6. 

6.1 

6.2 

6.3 

EINFRIEDUNGEN 

Einfriedungen an Straßen sind als Holzzäune mit senkrechter 
Lattung von max. 1m Höhe auszubilden. 
An den Grenzen zu den Nachbargrundstücken sind anstelle 
der Holzzäune auch Maschendrahtzäune von max. 1m Höhe 
zulässig, die mit heimischen Gehölzen hinterpflanzt werden 

sollten. 

Die straßenseitigen Holzzäune sind so zu gestalten, daß in 
Hinsicht auf die vorhandenen Zäune ein einheitliches Bild 
gewährleistet ist. 

Straßenseitig sind Zäune ohne überstehende Sockel zu gestalten. 

Private Zufahrten sind in einer Tiefe eines Stellplatzes zur 
Straße von einer Einzäunung freizuhalten. 

Bei Grünflächen, die direkt an die Straße angrenzen, ist die 
Einfriedung soweit von der Grundstücksgrenze zurückzusetzen, 
daß zwischen Zaun und Straßenverkehrsflächen ein Pflanz¬ 
streifen von mind. 0,5 m Breite verbleibt. 

Geputzte Mauerscheiben im Einfahrtsbereich sind mit einer 
Höhe von 1,0 m zulässig. 

NEBEN- BZW. GEMEINSCHAFTSANLAGEN 

Nebenanlagen, Trafostationen oder dergleichen, sind in Form, 
Farbe, Material und Dachart den übrigen Gebäuden anzupassen! 

Abfallbehälter sind entweder in die Gebäude zu integrieren oder in 
Verbindung mit der Einfriedung als verputzte, gedeckte Box 
unterzubringen. 

Mülltonnenboxen in Sicht- oder Waschbeton sind nicht zulässig. 

7 VERSORGUNGSLEITUNGEN UND ERSCHLIESSUNG 

7.1 Alle Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen. 

7.2 Jeder Eigentümer hat sich selbst gegen Schicht- und 
Hangwasser zu sichern. 

7.3 Die Stromverteilerkästen sollen außenbündig mit Garten¬ 
zäunen angelegt werden. 
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8. SONSTIGES 

8.1 Sonnenkollektoren und Energiedächer können zugelassen 
werden, wenn sie das Ortsbild nicht beeinträchtigen und mit 
der Gestaltung des Gebäudes in Einklang stehen ! 

8.2 Der Einbau von Sonnenkollektoren in die Dachflächen hat so 
zu erfolgen, daß bei Nebengebäuden die Dachhälften jeweils 
vollflächig mit Kollektorelementen gedeckt werden, bei 
Hauptgebäuden die Kollektoren in einer durchlaufenden Reihe 
unmittelbar oberhalb der Traufe flächenbündig mit der Dach¬ 
haut angeordnet sind. 

9. 

9.1 

9.2 

9.3 

GRÜNORDNUNG 

Allgemein 

Die Verkehrsgrünflächen und die öffentlichen Grünflächen sind 
in dem durch die Pflanzgebote vorgegebenen Umfang zu 
begrünen. 

Die Freiflächen der privaten Baugrundstücke sind mit heimischen 
Gewächsen zu bepflanzen. Mindestens mit einem klein- 
kronigen Laubbaum odereinem hochstämmigen Obstbaum 
je 200 m2 Grundstücksfläche und zusätzlich kleineren Strauchgruppen. 

Vorläufige Ortsrandeinqrünunq 
An den Parzellengrenzen wird zwingend die Pflanzung von klein- 
kronigen Solitärbäumen (Einzelbäume Punkt 9.4.2) und die 
Unterpflanzung mit heimischen Sträuchern (Punkt 9.4.3) festgesetzt. 

Die Anordnung der Planzeichen für Pflanzgebote im Privatbereich 
stellen nur einen Vorschlag dar. 

Der erforderliche Grenzabstand bei Pflanzungen ist zu beachten, 
(gemäß Bayerisches Gesetz- und Verordungsblatt (BGVG) 
Nachbarrecht Art. 47 und 48 und AGBGB(Ausführungsgesetz BGB)) 

Sträucher und Hecken unter 2 m Höhe müssen einen Grenzabstand 
von mindestens 0,50 m aufweisen, gemessen von der Mitte der 
zunächst an der Grenze befindlichen Triebe. 

Die Randeingrünung im Bereich der öffentlich gewidmeten 
privaten Erschließungsstraße zu den Parzellen 26 und 27 
ist mit standortsgemäßen Sträuchern zu bepflanzen. 

Vorgärten sind gärtnerisch anzulegen und in gepflegtem Zustand 
zu halten. 
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9.4 Pflanzarten 

9.4.1 Großkroniqe Bäume 

Hochstamm, 3-4 x verpflanzt, mit Ballen, STU 15-20 cm (o 4,5 bis 6,5cm) 

Winterlinde Spitzahorn 

Stieleiche Bergahorn 

9.4.2 Kleinkroniqe Bäume 

Solitär, 3 x verpflanzt, mit Ballen, 300 - 350 cm 

oder Hochstamm bzw. Stammbusch, 3 x verpflanzt, 
mit Ballen, Stammumfang (STU) 16 -18 cm 

Vogelkirsche Feldahorn 

Eberesche Apfeldorn 

Wildbirne Hainbuche 

Obstbäume 

9.4.3 Zu pflanzende Sträucher 

Mindestens 70% müssen der nachstehenden Artenliste 
entsprechen, maximal 30% können hierbei Ziersträucher 
sein. 
Koniferen sind jedoch nicht zulässig. 

Sträucher 2 x verpflanzt, oB. 100-150 cm 
Pflanzabstand ca. 1,30 x 1,30 Meter 

Schlehe 

Faulbaum 

Hundsrose 

Salweide 

Korbweide 

Holunder 

Wolliger Schneeball 

Kornelkirsche 

Hartriegel 

Hasel 

Pfaffenhütchen 

Liguster 

Heckenkirsche 

9.4.4 Kletterqehölze 

Efeu 

Kletterhortensie 

Wilder Wein 
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9.4.5 Neqativliste 

Von der Pflanzung ausgenommen sind alle gärtnerisch be¬ 
einflußten Zuchtformen und Arten mit Säulen- und Pyramiden¬ 
wuchs, Krüppelwuchs, Drehwuchs, sowie 
alle fremdartigen Nadelgehölze und Sträucher, 
sowie speziell Birken im Geltungsbereich. 

9.5 Pflanzung und Pflege 

Die Pflanzung der Bäume und Sträucher hat bereits in der 
zweiten Pflanzperiode nach Bezug des jeweiligen Gebäudes 
zu erfolgen. 

Es ist darauf zu achten, daß der Wurzelbereich 
der Bäume frei von Ver- und Entsorgungsleitungen bleibt. 

Die nach den Festsetzungen neu zu pflanzenden Gehölze 
sind zu pflegen und zu erhalten. Bei alters- und krankheits¬ 
bedingtem Ausfall sind sie gemäß den Angaben der im 
Bebauungsplan integrierten Grünfestsetzungen Art- und 
Größengleich zu ersetzen. 

10. FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN UND ABGRABUNGEN 

10.1 

10.2 

Die natürliche Geländeoberfläche kann nur in geringen 
Umfang und mit Absprache der Genehmigungsbehörde 
verändert werden. Steil herausragende Böschungen und 
Terrassierungen sind unzulässig. 

Stützmauern und Terrassenwände sind anzuböschen oder 
abzupflanzen und auf das ungedingt notwendige Maß zu 
reduzieren. 
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11. 

A1 

12. 

12.1 

12.2 

12.3 

ABWASSERBESEITIGUNG 

Die öffentliche Abwasserbeseitigung ist in Fortführung 
der bestehenden Anlage ausgeführt. 

Unverschmutztes Niederschlagswasser (Dach- u. Hof¬ 
flächen) ist über Sickergruben, auf dem eigenen Grund¬ 
stück zu versickern. Der Grundstücksnutzer hat sicherzu¬ 
stellen, daß keine Öl- und Benzinverunreinigungen in die 
Sickergrube gelangen können. 
Für die Regenwasserversickerung sind die einschlägigen Regelungen 
der TRENGW und NfreiV (Technische Regeln für die Einleitung von 
Niederschlagswasser in das Grundwasser, Niederschlagsfreistellungs¬ 
verordnung) zu beachten, außerdem das Merkblatt ATV-DVWK-M 153 
"Handlungsempfehlung zum Umgang mit Regenwasser" vom Febr. 2000. 

Öffentliche Verkehrsflächen werden über die städtische 
Kanalisation entwässert. 

SCHALLSCHUTZ 

Entlang der Bahnlinie werden an den nächstgelegenen 
Immissionsorten die schalltechnischen Orientierungs¬ 
werte der DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" für 
allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 
45 dB(A) nachts um 1,3 dB(A) tags und 8,5 dB(A) nachts 
überschritten. Deshalb ist das Gebäude Parzelle 27 
entlang der Bahnlinie so zu gestalten, daß Fenster von 
Wohn- und Schlafräumen nur an der zur Bahnlinie ab¬ 
gewandten Seite angeordnet sind. 

Sollte eine Gestaltung der Wohngrundrisse entsprechend der Fest¬ 
setzung Nr. 12.1 nicht möglich sein, dann sind die Fenster von Wohn- 
und Schlafräumen nur dann zur Bahnlinie hin zulässig, wenn vor den 
Fenstern dieser Räume Wintergärten vorgesehen sind, deren Be- 
Räume Wintergärten vorgesehen sind, deren Belüftung seitlich 
angeordnet ist, oder sonstige gleichwertige Schallschutzmaßnahmen 
getroffen werden. Ebenso können die Fenster als Schallschutzfenster 
der Schallschutzklasse 3 gemäß VDI-Richtlinie 2719 "Schallschutz 
bei Fenstern" ausgeführt werden, wenn die Querlüftung von lärmabge- 
wandten Räumen aus ermöglicht oder eine Zwangsbe- 
und entlüftungsanlage vorgesehen ist. 

Der Bauwerber für die Parzelle 27 hat dafür Sorge zu tragen, daß die 
Erschütterungen im Gebäude einen KB-Wert von 0,15 gemäß DIN 4150 
nicht überschreiten. Dies kann insbesondere durch solide Fundamentaus¬ 
führung erzielt werden. Für ggf. erforderliche Voruntersuchungen des 
Grundstücks hat der Bauwerber selbst zu sorgen. 
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B. FESTSETZUNGEN DURCH PLV\NZEICHEN 

1,5 -A- 

5'5 1 
45 =$ 

55 

Geltungsbereich 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes 

Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO 

Maß der baulichen Nutzung 

maximale Anzahl der Vollgeschoße (VG) 

2 Vollgeschoße zwingend 

Bauweise 

offen 

Straßenbegrenzungslinie 

Baugrenzen (blau) § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO 

Verkehrsflächen 

Öffentliche Verkehrsflächen z.B. mit Gehsteig 1,5m breit 

um 50cm zurückgesetzter Zaun bei privaten Grünflächen, 
die direkt an die Straße grenzen 

Öffentlich gewidmete 
private Erschließungsstraße 

mit Geh- und Fahrrecht belastete Flächen 

Öffentliche Parkflächen 

offener Durchgang 

Sichtdreiecke sind von jeder Bebauung 
und Bepflanzung über 1,0 m und Lagerung 
von Gegenständen über diese Höhe hinaus 
ab Oberkante Straße freizuhalten. 
Ausgenommen sind: freistehende Einzel¬ 
bäume mit Astansatz von mehr als 3m Höhe 
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JVVVW^ 
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Öffentliche Grünflächen 

Umgrenzung der Flächen, die von der 
Bebauung freizuhalten sind 
(§9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

6. 

▼JL 
Ga 

I cy I 
L_ _J 

7. 

in 
G) 

Stellplätze und Garagen 

Garagenfläche mit Angabe 
der Zufahrt in Pfeilrichtung 

Flächen für private Stellplätze, die zur Straße 
hin nicht abgezäunt werden dürfen, als 
Stauraum vor den Garagen 

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, 
Garagen und Gemeinschaftsanlagen 

Sonstige Festsetzungen 

Firstrichtung als Mittelstrich im 
vorgeschlagenen Baukörper 

mit Maßzahl z. B. 9,5 m 

Grünordnung 

Bestehende Bäume 

zu pflanzende Bäume 
Die Anordnung der Planzeichen für Pflanzgebote 
im Privatbereich stellen nur einen Vorschlag dar. 

c. HINWEISE DURCH PLANZEICHEN 

Vorhandene Grundstücksgrenzen 
mit Grenzstein 

Vorgeschlagene Grundstücks¬ 
teilungslinie 

Bestehende Wohn- u. Nebengebäude 

Vorgesehene Form für Baukörper 

Flurstücknummer, z.B. 846/1 

Böschung 

Nummerierung der Parzellen 

Randziffer z.B. Ä1= Änderung nach 1. Anhörverfahren 



HINWEISE DURCH TEXT 

Bei einem Zutagekommen von Bodendenkmälern unterliegt dies 
der Meldepflicht nach Art. 8 DSchG und ist dem Landesamt für 
Denkmalpflege unverzüglich bekanntzugeben. 

Sämtliche Bauvorhaben müssen vor der Fertigstellung an die 
zentrale Wasserversorgung angeschlossen sein. 

Sämtliche Bauvorhaben sind an die zentrale Abwasserbe¬ 
seitigungsanlage vor Bezug anzuschließen. Zwischenlösungen 
werden nicht zugelassen. Die Grundstücksentwässerung muß 
nach den anerkannten Regeln der Technik (DIN 1986 ff.) 
erstellt werden. 

Altlasten im Bereich des Bebauungsplanes sind der Gemeinde 
nicht bekannt! 

Die Festsetzungen durch Text und Planzeichen werden den 
Baubewerbern ausgehändigt. 

Schallschutz 

Entlang der Bahnlinie werden im Bereich der Parzellen 1,2, 17,18,19 
und 21 bis 27 die schalltechnischen Orientierungswerte 
der DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" 
für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 
45 dB(A) nachts um bis zu 4 dB(A) überschritten. 
Die Überschreitungen können jedoch von Seiten 
des Immissionsschutzes ohne aktive Schallschutzmaßnahmen 
wie Lärmschutzwälle oder -wände toleriert werden, da die 
Grenzwerte der 16. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immisionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzver¬ 
ordnung -16. BImSchV) nicht überschritten werden. 

Kartenqrundlaqe : 

Amtlicher Lageplan M 1 : 1000 
Vermessungsamt Mühldorf/Inn 
Ergänzungen des Baubestandes erfolgte durch das 
Arch. Büro Thalmeier, Hauptstr. 4, 84428 Buchbach 

Maßentnahme : Die Planzeichnung ist zur Maßentnahme 
nur bedingt geeignet! Bei der Vermessung sind etwaige 
Differenzen auszugleichen. 
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8. Immission: 

Durch die angrenzende landwirtschaftliche Grundstücksnutzung 
können im ortsüblichen Umfang mögliche Belästigungen mit 
Lärm, Geruch und Staub auftreten. 

9. Hinweise für Parzelle 26 und 27 

Oberflächenwasser darf nicht auf oder über Bahngrund 
abgeleitet werden. 

Bebaute Grundstücke sind längs der Bahngrenze 
einzufrieden. 

Die gegebenen Vorflutverhältnisse der Bahnkörper- 
Entwässerungsanlagen dürfen in ihrer Funktion 
nicht beeinträchtigt werden. 

10. Energieversorgung 

Das Neubaugebiet sollte an das Erdgasnetz angeschlossen werden. 



BEGRÜNDUNG 

1. ÄNDERUNG 

BEBAUUNGSPLAN 

EICHFELD II 
Bereich östl. Verlängerung 

Konradstraße und 
Matthäus-Lang-Straße 

auf Flurstücknr. 846/1,847 u. 857 Teilfl. 

STADT MÜHLDORF 

LANDKREIS MÜHLDORF 

M = 1 : 1000 

J^Buchbach, den 03.04.2001 

\ Der Ejntw 

Dipl. Ing. FH Architekt 
Erich Thalmeier 

84428 Buchbach Hauptstraße 4 
Telefon 08086 / 237 Telefax 08086 /1737 

Mühldorf, den 0 5. Juni 2001 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 



BEGRÜNDUNG 

zum Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan 
der Stadt Mühldorf/Inn 
für das Gebiet "EICHFELD II" _ 

umfassend die Grundstücke Fl.Nr. 846/1, 846/4, 847 und 857/Teilflächen 
der Gemarkung Mühldorf 

Entwurfsverfasser: Dipl. Ing. FH Architekt Erich Thalmeier, Hauptstr. 4, 84428 Buchbach 

A. Anlaß und Ziele des Bebauungsplanes 

1 Die Ausweisung dieses Baulandbereiches erfolgt auf Grund 
einer allgemeinen Nachfrage und Mangel an Baugrundstücken 
in zentralen, innerstädtischen Lagen und zur Deckung des 
Bedarfs an Eigenheimen in den geplanten Größen. 

2. Mit dem Bebauungsplan sollen die Rechtsgrundlagen und die 
städtebauliche Ordnung für das Planungsgebiet geschaffen 
werden, im Anschluß an den vorh. Siedlungsbestand 
zwischen Konrad und Matth.- Lang-Str. 

t 

3. Durch die Unterschiedlichkeit der angebotenen Bauformen 
entsteht auch hinsichtlich der Sozialstruktur ein geeignetes, 

gefragtes Angebot. 

4. Der Entwurf läßt im Planungsgebiet deutlich erkennbare Räume 
bzw. Bereiche entstehen , die den Bewohnern die individuelle 
Indentifikation ermöglicht. 

5. Die Stadt legt Wert darauf, eine gehobene Wohnqualität entstehen 
zu lassen. Der Bebauungsplan berücksichtigt dies in den bereits 
eingearbeiteten Vorschlägen zur Straßenraumgestaltung und 
deutet schon an, daß sämtliche Straßen wirtschaftlich gestaltet 

werden sollen. 

6. Die Beschränkung auf 2 Wohneinheiten je Parzelle dient zur Erhaltung 
des umliegenden Wohncharakters. 

1 
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B. Planunqsrechtliche Voraussetzungen 

Der Bebauungsplan wurde aus dem vom Landratsamt 
Mühldorf/Inn genehmigten Flächennutzungsplan entwickelt, 
jedoch im Parallelverfahren 
mit der Aufstellung des Bebauungsplanes "Eichfeld II" ist zugleich 
ein Aufhebungsplan zum Bebauungs- und Baulinienplan 
Teilgebiet III, Nr. 111/1 vom 13.Sept.1957" veranlaßt; 
ebenso eine 6. Änderung des Flächennutzungsplanes als Umwidmung 

einer Gemeinbedarfsfläche in ein allgemeines Wohngebiet. (WA) 

Dieses im Flächennutzungsplan aufgeführte Bauland, dessen 
Verfügbarkeit gesichert ist, wurde teilweise als 
ALLGEMEINES WOHNGEBIET' und im südlichen Bereich als 
'GEMEINBEDARFSFLÄCHE' ausgewiesen. 

C. Lage, Größe und Beschaffenheit des Bauqebietes 

Das Planungsgebiet befindet sich im Bereich der östlichen 
Verlängerung der KONRADSTRASSE und der MATTHÄUS-LANG- 
STRASSE auf Flurst. Nr. 846/1, 846/4, 847 und 857/Teilfläche 
im unmittelbaren Anschluß an das vorhandene 
"Allgemeine Wohngebiet". 

Die überplante Fläche im Geltungsbereich hat eine Größe von 
16293 m2. 

Die günstige Lage zu einem Kindergarten, zum Bahnhof, zu 
Schulen und nur ca. 800 m zur Altstadt unterstreichen die 
Attraktivität dieser Lage. 

Das Bebauungsgebiet kann als eben bezeichnet werden, 
besonders in Hinsicht auf die einzelnen Bauparzellen. 
Baugrund in ortsüblicher Beschaffenheit, Kies. 
Kein Grundwasser in Bautiefe. 

Im Süden und Osten schließen derzeit an den Geltungsbereich 
noch landwirtschaftliche Flächen an . 
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Geplante bauliche Nutzung 

Die Art der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan wie folgt 
festgesetzt: 

Art der Nutzung 

Gesamte Bruttofläche 
innerhalb des 
Geltungsbereiches 

Umfassende Grundstücke 
mit Flurstücknr. 

Allgemeines 
Wohngebiet 

Bruttobaufläche 
16293 m2 

846/1,846/4 
847 und 857/Teilflächen 

Ermittlung der Bruttobaufläche 

Gesamte Fläche innerhalb des Geltungsbereiches 

Bruttobaufläche (gesamt = Neuplanung) 16293 m2 

abzügl.: 

Grünfläche als Schutzstreifen 692 m2 

Grünflächen ( Anger, Konradstr., Parkpl.) 405 m2 

Gehwege 
Länggstraße Nord/Süd 
Verlängerung Konradstr. 
Verlängerung Matthäus-Lang-Str. 
Stichstraße mit Wendefläche 
Parkplatz 
Haltebucht 
vorläuf. Containerstandplatz 

Summe Verkehrsfläche 

Summe Parzellen 1-27 

510 m2 
772 m2 
712 m2 
730 m2 
448 m2 

91 m2 
41 m2 
65 m2 

3369 m2 

abzüglich 4466 m2 

11827 m2 
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Ermittlung der Wohngebäude und der Einwohnerzahlen 

Voraussichtliche Nutzung: 

12 Einfamilienhäuser (EFH) 
6 Reihenhäuser (4 REH u. 2 RMH) 

10 Doppelhausshälften (DHH) 

15 WE 
6 WE 

10 WE 
31 WE 

31 WE x 3 Einwohner = ca. 93 Einwohner 

ca. 39 Garagen , mind. 39 private Stellplätze im Grundstück 
möglich, je nach Ermittlung durch Stellplatzverordnung. 

Es ist damit zu rechnen, daß das Gebiet innerhalb von 5 Jahren 
ab Inkrafttreten des Bebauungsplanes bebaut wird. Dann werden 
ca. 90 Einwohner incl. ca. 25 Kindern in dem Gebiet wohnen. 

Wohndichte 

90 Einwohner_ 
1,63 ha Bruttobaufläche = rd. 55 EW/ha 

90 Einwohner_ 
1,18 ha Nettobaufläche = rd. 76 EW/ha 

Flächenverhältnisse 

Das Netto-Bauland (=Gesamtfläche 
aller Baugrundstücke) umfasst 11827 m2 

Grünfläche als Schutzstreifen 692 m2 

12519 m2 

öff. Verkehrsflächen 3369 m: 

öff. Grünflächen 405 m2 

somit umfasst das Brutto-Bauland 16293 m2 

1,629 ha 

Von der Brutto-Baufläche entfallen auf 
das Netto-Bauland 76,84% 

20,67% 

2,49% 

Verkehrsflächen 

Grünflächen 



E. Bodenordnende Maßnahmen 

Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes und um zweckmäßig 
gestaltete Grundstücke sowie eine ordnungsgemäße Bebauung 
zu ermöglichen, ist weder eine öffentliche Umlegung, (§§ 45 ff BauGB) 
noch eine Grenzregelung (§§ 80 ff BAuGB) notwendig. 
Es wird jedoch eine private Umlegung durchgeführt. 

F. Erschließung 

Straße: 

Die Straßenerschließung erfolgt durch Verlängerung der nördl. 
KONRADSTRASSE und der südl. MATTHÄUS-LANG-STR. nach 
Osten, welche dadurch das Pianungsgebiet umschließen. 

Eine Innere Erschließungsstraße verbindet diese beiden 
Haupterschließungsstraßen von Nord nach Süd. 

Von dieser Nord-Süd verlaufenden, inneren Erschließung zweigt 
eine Stichstraße mit Wendeplatz ab. 

Die Erweiterung des Bebauungsgebietes nach Osten ist durch die 
beiden äußeren Haupterschließungsstraßen gewährleistet. 

Im Baugebiet wurde kein gesond. Kinderspielplatz ausgewiesen, 
da in der näheren, unmittelbaren Umgebung einige Spielplätze 
und Freiflächen vorhanden sind. 

Die Erschließung erfolgt 
Veräußerer. 

durch den Grundstückseigentümer und 

G. Wasserwirtschaft 

1. Wasserversorgung: 
zentrale Wasserversorgungseinrichtung durch Stadtwerke MU 

2. Abwasserbeseitigung: 
zentrale Entwässerungseinrichtung der Stadt Mühldorf/Inn 

3. Die Projektierung für die vorstehenden Erschließungsmaßnahmen 
ist durch geeignete Ingenieurbüros vorgesehen. 
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Energieversorgung H. 

Die elektr. Versorgung erfolgt durch das Versorgungsnetz der 
Stadtwerke Mühldorf/Inn. 

I. Müllbeseitigung 

Die Müllbeseitigung wird durch den Landkreis Mühldorf/Inn geregelt. 
Der bisher in der Stichstraßenendung der Matthäus-Lang-Str. 
provisorisch angebrachte Container-Standplatz ist durch 
die Straßenverlängerung zu verlagern, auf einen danebenliegenden 
Standplatz mit Haltebucht, als vorläufiger Container-Standplatz, 
bis zum weiteren Ausbau des Planungsgebietes. 

® Altlasten sind nach Aussage der Stadt Mühldorf im Planungsgebiet 

4t nicht bekannt. 

J. Immissionsschutz 

1. Parzelle 27 
Zur Beurteilung des Bebauungsplanes kann das Lärmgutachten 
der Steger & Piening GmbH Nr. 0526/1 zum Bebauungsplan 
"Eichfeld IV" analog angewandt werden. 

' Dort hat eine vergleichsweise Lärmberechnung ergeben, daß am 
nächsten Immissionsort des allgemeinen Wohngebietes, dort 
Parzelle 8, hier Parzelle 27 , Beurteilungspegel von 56,3 dB (A) 
tags und 53,5 dB (A) nachts zu erwarten ist. Dies entspricht 
einer Überschreitung der Schalltechnischen Orientierungswerte 
nach DIN 18005 um 1,3 dB (A) tags und 8,5 dB (A) nachts. 
Da aktive Lärmschutzmaßnahmen in Form von Lärmschutz¬ 
wänden oder -wällen für ein Gebäude nicht durchführbar sind, 
sind passive Lärmschutzmaßnahmen an den Gebäuden 

vorzusehen. 
Der Immissionsgrenzwert der 16. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verkehrslärmschutzverordnung -16. BImSchV) ist am Tage 

eingehalten. Nachts ist er um 4,5 db (A) überschritten. 
An der Ost- und Westseite des Gebäudes wird der Immissions¬ 
grenzwert auch nachts eingehalten. Insofern kann dem Bebauungs¬ 
plan unter Berücksichtigung der Einhaltung der im Bebauungs¬ 
plan beschriebenen Festsetzungen zum Immissionsschutz 

zugestimmt werden. 
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2. Zusätzliche Hinweise 

Parzellen 17. 25b und 26 
Entlang der Bahnlinie werden im Bereich der Parzellen 17,25b 
und 26 die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 
"Schallschutz im Städtebau" für allgemeine Wohngebiete von 
55 db (A) tags und 45 dB (A) nachts um bis zu 4 dB (Al über¬ 
schritten. Die Überschreitungen können jedoch von Seiten des 
Immissionsschutzes ohne aktive Schallschutzmaßnahmen wie 
Lärmschutzwälle oder -wände toleriert werden, da die Grenzwerte 
der 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions¬ 
schutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung -16. BImSchV) 
nicht überschritten werden. 

K. Grünordnunq 

Die Straßenzüge werden durch Großbaumreihen betont. 
9 Obstbäume und kleinkronige Bäume auf den Privatgrundstücken 

und innerhalb der öffentlichen Grünflächen lockern das 
Erscheinungsbild des geplanten Baugebietes auf. 

Durch die Durchgrünung mit vorwiegend einheimischen 
Gehölzen entsteht ein Baugebiet, das sowohl gehobenen An¬ 
sprüchen an den Wohnwert als auch ökologischen Anforderungen 

gerecht wird. 

*' |m Bebauungsplan integriert ist ein Grünordnungsplan, der mit 
seinen Festsetzungen die ökologischen Aspekte in dem Planungs¬ 
gebiet festschreibt und neben gestalterischen Maßnahmen auch 
Festsetzungen bezüglich einer Minimierung der möglichen 
Flächenversiegelung sicherstellt. 

Ein wichtiges grünordnerisches Element ist die Grünachse entlang 
der in Nord-Süd-Richtung verlaufenden Haupterschließungsstraße, 
welche durch eine Alleebepflanzung und zusätzlich durch 
die gesondert zu gestaltende Grünfläche deutlich in Erscheinung 
tritt. Zusätzlich wird die innere Erschließungsstraße mit einseitig 
50 cm breitem Seitenstreifen als Schotterrasen mit 
teilweisen Verbreiterungen versehen. 

Der momentane östl. u. südl. Rand des Baugebietes stellt nicht den 
endgültigen Ortsrand dar. Durch die gesondert zu gestaltenden 
privaten Grünflächen ist jedoch eine jetzt ausreichende Eingrünung 
des momentanen Ortsrandes gewährleistet. 
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L. Finanzierung der Erschließunqskosten 

Die erforderlichen Mittel zur Finanzierung der Erschließungs¬ 
maßnahmen werden vom Grundstückseigentümer u.- Veräußerer 
aufgebracht. Es wird ein Erschließungsvertrag mit der 
Stadt Mühldorf am Inn vereinbart. 

Ein nicht gedeckter Aufwand für die Erschließungsanlage wird 
nach Maßgabe der §§ 127-135 Baugesetzbuch (BauGB) in 
Verbindung mit der gemeindlichen Satzung über die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen in die Grundstückspreise einge¬ 

rechnet. 
Die Kosten für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung 
sind gemäß der Abgabensatzungen der Stadt Mühldorf/Inn umzulegen. 

1. Änderung 
Buchbach, den 03.04.2001 Mühldorf, den 0 5. Juni 2001 
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Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 
Az.:51-610/9-4-1 Di, Sb 

Mühldorf a. Inn, 05.06.2001 

1. Änderung des Bebauungsplanes "Eichfeld II" 

1. Änderungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat in der Sitzung des Stadtrates vom 23.11.2000 (Beschluss Nr. 197) die 1. 
Änderung des Bebauungsplanes „Eichfeld II“ beschlossen. Der Änderungsbeschluss wurde am 
28.11.2000 ortsüblich bekannt gemacht. 

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Eichfeld II“ i.d.F.v. 14.11.2000 wurde mit Begrün¬ 
dung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 16.02.2001 bis 19.03.2001 öffentlich ausgelegt. Dies 
wurde am 07.02.2001 ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während 
der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. Die Träger öffentlicher Belange wurden im gleichen 
Zeitraum nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt. 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 26.04.2001 (Beschluss Nr. 46) die 1. 
Änderung des Bebauungsplanes „Eichfeld II“ i.d.F.v. 03.04.2001 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 
91 BayBO als Satzung beschlossen. 



4. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
08.06.2001. Die 1 Änderung des Bebauungsplanes „Eichfeld II“ i.d.F.v. 03.04.2001 mit Begründung 
wird seit diesem Tag zu den üblichen Geschäftszeiten in Stadtbauamt, Huterergasse 2, 1.Stock, Zim¬ 
mer Nr. N 101,84453 Mühldorf a. Inn zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes „Eichfeld II) wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfol 
gen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 Abs. 1 BauGB ist hingewiesen wor¬ 
den. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Eichfeld II“ ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich ge¬ 
worden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB). 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 


